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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.12.2019
CATALINA SCHMID

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.12.1992
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.02.1993
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.03.1993
HANS HIRTER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Privatrecht

Mittels parlamentarischer Initiative forderte SVP-Nationalrat Claudio Zanetti (ZH) im
Sommer 2019 die Ergdnzung des OR um die Moglichkeit der Griindung und Fiihrung
von Gesellschaften nach amerikanischem Recht. Durch die Abschaffung von
Inhaberaktien sei der Schweiz ein erheblicher Standortnachteil erwachsen, welcher
sich jedoch durch die private und freiwillige Anwendung des amerikanischen Rechts
kompensieren liesse. Der Vorstoss wurde ohne Vorprufung der RK-NR im Dezember
desselben Jahres bereits wieder abgeschrieben, da der Initiant aus dem Nationalrat
ausgeschieden war. '

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Konjunkturlage- und politik

Im Dezember ging die SP-Fraktion endglltig in die Offensive gegen die vom Bundesrat
und vor allem von den biurgerlichen Parteien vertretene Strategie, die Krise mit
Deregulierungsmassnahmen zu Uberwinden. Sie reichte ein Paket mit fiinf
parlamentarischen Initiativen fiir die Ankurbelung der Konjunktur ein, das mit
zusatzlichen Bundesausgaben von jahrlich 600 Mio Fr. ein rund zehnmal grésseres
Investitionsvolumen auslésen und Beschaftigung fur 40-60 000 Personen sichern
sollte. Finanzieren liessen sich diese Ausgaben nach Ansicht der Initianten Uber die
damit erzielten Einsparungen bei der Arbeitslosenversicherung. Im einzelnen verlangte
die SP ein Investitionsprogramm von 300 Mio Fr. pro Jahr fir die energietechnische
Sanierung von Altbauten, eine zusatzliche Aufstockung der Kredite fir gemeinnUtzige
Bautrager, die Einflhrung eines Investitionsbonus und einer Innovationsrisikogarantie
sowie Beitrage an jugendliche Arbeitslose fir Weiterbildungsaufenthalte im Ausland. ?

Damit eine konjunkturpolitische Wirksamkeit der Investitionszuschiisse garantiert ist,
sollen diese nur fur Vorhaben ausgerichtet werden, welche zuséatzlich zu den ohnehin
vorgesehenen realisiert und bis Ende 1994 abgeschlossen sein werden. Die Beitrage
werden gemass dem Antrag der WAK nur an nicht bereits vom Bund subventionierte
Vorhaben geleistet und sind an die Bedingung gekoppelt, dass sie nicht zur Kiirzung von
Beitrédgen anderer offentlicher Institutionen flihren. Der Bundesbeitrag soll 15% der
Kosten (fir bestimmte Projekte im Energiebereich 20%) der einzelnen Vorhaben
ausmachen und fir 1993 die Gesamtsumme von 250 Mio Fr. nicht Ubersteigen. Fiur die
Forderung der Hochbautatigkeit im Rahmen des Wohnbau- und
Eigentumsforderungsgesetzes schlug die WAK eine Aufstockung der Mittel fur
zinsglnstige oder zinslose Darlehen um 100 Mio Fr. fur die Jahre 1993 und 1994 vor. ®

Die WAK Ubernahm wesentliche Elemente aus den im Dezember 1992 von der SP-
Fraktion eingereichten finf parlamentarischen Initiativen in der Form von zwei eigenen
Initiativen flr den Erlass von zwei dringlichen Bundesbeschlissen. Die eine verlangte
einen Bonus fiir Bauinvestitionen der Kantone, Gemeinden und o6ffentlichen
Institutionen sowie zusatzliche Investitionen im Bereich der energietechnischen
Sanierung von Gebéauden. Die andere forderte eine befristete Aufstockung der Mittel
fiir die staatliche Unterstiitzung des Wohnungsbaus und des landwirtschaftlichen
Hochbaus. Nicht bertcksichtigt wurden von der WAK hingegen die Forderungen der SP
nach Zinszuschissen fir Risikokapital und nach finanziellen Ausbildungshilfen flr
jugendliche Arbeitslose. *
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.11.1993
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.1993
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.02.1994
HANS HIRTER

Obwohl sich im Herbst 1992 die von Bundesrat Delamuraz zu Konsultationen
eingeladenen Vertreter der Gemeinden noch skeptisch in bezug auf den Erfolg eines
Investitionsbonus gezeigt hatten, machten sie nun von dieser ausserordentlichen
Subvention fur vorgezogene Bauprojekte regen Gebrauch. Besonders gross war die
Zufriedenheit in der Westschweiz, da der Bundesrat bei der Zuteilung der zur
Verflgung stehenden Summe nicht bloss die Grésse eines Kantons, sondern auch seine
Arbeitslosenrate berlcksichtigt hatte. Die SP wie auch die Gewerkschaft Bau und
Industrie forderten eine Aufstockung um weitere 200 Mio Fr., was aber von den
birgerlichen Regierungsparteien abgelehnt wurde. °

Die anhaltende Rezession und dabei vor allem die sich weiter verschlechternde Lage
auf dem Arbeitsmarkt veranlassten das Parlament, nun doch noch Massnahmen zur
Wiederankurbelung der Wirtschaft zu beschliessen. Den wahren Hintergrund dazu
bildete allerdings ein Kompromiss zwischen den Vertretern der burgerlichen
Bundesratsparteien und der SP in der Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des
Nationalrats (WAK). Die SP hatte ihre Unterstitzung fur die Einflhrung der
Mehrwertsteuer zu einem Satz von lediglich 6,5% von der Verabschiedung eines
Konjunkturférderungsprogramms abhéangig gemacht.

Im Nationalrat beantragten die Liberalen und die AP erfolglos Nichteintreten, da die
Stitzungsmassnahmen zu spat wirksam und den gerade im Baugewerbe notwendigen
Strukturbereinigungen entgegenlaufen wdrden. Zudem vertrigen sich diese
zuséatzlichen Ausgaben von 300 Mio Fr. schlecht mit dem gegenwartigen Zustand der
Bundesfinanzen. Diese Bedenken wurden zwar grundsatzlich auch von den
Fraktionssprechern der FDP, der SVP und des LdU geteilt. Um die Vereinbarung mit der
SP Uber die Einflhrung der Mehrwertsteuer nicht aufs Spiel zu setzten, unterstutzten
sie das Paket aber gleichwohl. Bundesrat Delamuraz sprach sich, allerdings ohne
Enthusiasmus, ebenfalls fir die Ankurbelungsmassnahmen aus. In der Detailberatung
passierten beide Vorlagen ohne Anderungen.

Der Standerat akzeptierte das Programm ebenfalls, nahm allerdings einige
Modifikationen vor. So beschloss er auf Antrag Beerli (fdp, BE), dass auch Investitionen,
die bereits Uber die Berggebietshilfe (IHG) unterstltzt werden, vom Bonus sollen
profitieren kénnen. Zudem stimmte er einem im Nationalrat von Buhler (svp, GR)
erfolglos vertretenen Antrag zu, den fur den Investitionsbonus vorgesehenen Betrag um
50 Mio Fr. zu kirzen und im Gegenzug neben dem Wohnungsbau auch die
landwirtschaftlichen Hochbauten mit dieser Summe zusatzlich zu unterstitzen. Im
weiteren verlangerte er die Realisierungsfrist der unterstitzungswurdigen Projekte um
ein halbes Jahr auf Mitte 1995. In der Differenzbereinigung schloss sich der Nationalrat
den Entscheiden der kleinen Kammer an. ¢

Die SP hatte bereits im Herbst des Vorjahres - unter anderem mit einer
parlamentarischen Initiative - eine Aufstockung des anfangs 1993 beschlossenen Bonus
fiir offentliche Investitionen sowie eine Ausweitung seines Geltungsbereichs auf
offentliche Beschaffungen, namentlich flr Verkehrs- und Kommunikationsmittel
verlangt. Im Februar Ubernahm die Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des
Nationalrats (WAK) einen Teil dieser auch von der Bauwirtschaft mitgetragenen
Forderungen, worauf die SP ihre Initiative zurlckzog. Die WAK beantragte dem Plenum
eine Aufstockung um 100 Mio Fr., die aber im Gegensatz zum letztjahrigen Beschluss
nur noch fur An- und Umbauten, jedoch nicht mehr fur Neubauprojekte auszurichten
seien. Die Frist zur Realisierung der neu bewilligten Projekte sollte um ein halbes Jahr
auf Ende 1995 verlangert werden. Wie bereits beim letztjahrigen Beschluss machte die
WAK ihren Antrag wieder von einem finanzpolitischen Gegengeschéaft abhangig: Damals
hatte sie von der SP die Unterstitzung der Mehrwertsteuer zu einem Satz von bloss
6,5% gefordert, jetzt verlangte sie vom Bundesrat, in der MWSt-Verordnung den
Vorsteuerabzug flr Investitionen bereits auf den 1. Juli zuzulassen. Damit kénnte ihrer
Ansicht nach verhindert werden, dass geplante Vorhaben bis zur allgemeinen
Einfihrung der Mehrwertsteuer anfangs 1995 zurlickgestellt werden.’
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.03.1994
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.1994
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.12.1992
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 156.12.2000
HANS HIRTER

Der Bundesrat selbst sprach sich im Nationalrat aus formalen Grinden gegen eine
Verkniipfung eines Parlamentsbeschlusses (Investitionsbonus) mit dem in seine eigene
Kompetenz fallenden Entscheid Uber den Vorsteuerabzug aus. Er lehnte aus materiellen
Grinden aber auch die Weiterfiihrung des Investitionsbonus ab. Dieser habe sich zwar
in seiner Erstauflage bewéhrt, angesichts der schlechten Finanzlage und den
gunstigeren Prognosen fur die Konjunkturentwicklung sei eine Verlangerung aber nicht
angebracht. Im Nationalrat fand eine von Blocher (svp, ZH) angeflhrte
Kommissionsminderheit, welche sich aus ordnungspolitischen Grinden gegen den
Investitionsbonus aussprach, zwar bei der SVP, den Liberalen und der FP Unterstitzung,
unterlag aber mit 113 zu 50 Stimmen. Nachdem die von Baumberger (cvp, ZH)
beantragte Entkoppelung der beiden Vorlagen auch keine Mehrheit fand, stimmte der
Nationalrat dem Paket zu. Gleich anschliessend lehnte der Rat eine Motion des Zurcher
Bauwirtschaftsvertreters Hegetschweiler (fdp) ab, welche verlangte, dass der
Investitionsbonus auch dann verlangert werde, wenn der Bundesrat den
Vorsteuerabzug nicht vorzieht. 8

Der Standerat konnte sich mit der vom Nationalrat beschlossenen politischen
Verknupfung der beiden Geschéafte nicht anfreunden. Zudem lehnte er eine Neuauflage
des Investitionsbonus ohnehin ab. Begriindet wurde dieser mit 23:16 Stimmen gefallte
Entscheid mit den Argumenten, dass die Finanzlage des Bundes keine zusatzlichen
Subventionen zulasse und sich der Bonus jetzt bereits prozyklisch auswirken wirde. Die
nationalratliche Kommission beantragte darauf, die Vorlage ebenfalls fallen zu lassen.
Im Plenum konnte sich aber die vom gewerkschaftlichen Fllgel der CVP unterstitzte
Linke, welche am urspriinglichen Beschluss festhalten wollte, mit knappem Mehr (66:63)
durchsetzen. Als sich der Standerat in der Sommersession wieder mit der
Angelegenheit befassen musste, hatte der Bundesrat bereits entschieden, den
Vorsteuerabzug nicht auf den 1. Juli vorzuziehen. Damit war die vom Nationalrat
formulierte politische Voraussetzung fur eine Weiterflihrung des Investitionsbonus
nicht mehr gegeben. Der Standerat hielt an seinem Nichteintretensentscheid fest,
womit das Geschéaft begraben war. ?

Gesellschaftsrecht

Das neue Aktienrecht trat auf den 1. Juli in Kraft. Vor allem Gewerbevertreter waren
nach Abschluss der Revision des Aktienrechts der Ansicht, dass bei dessen
Ausgestaltung zu sehr die Aspekte der grossen Publikumsgesellschaften im Vordergrund
gestanden, und die Spezifitdten von kleinen und mittleren Gesellschaften zu wenig
Beachtung gefunden hatten. Stdnderat Kiindig (cvp, ZG) hatte deshalb - und weil die an
sich fir diese Firmen geschaffene Form der GmbH in der Schweiz zuwenig Anklang
findet - mit einer parlamentarischen Initiative eine neue, besondere
Gesellschaftsform fiir Klein- und Mittelbetriebe schaffen wollen. Der Rat anerkannte
dieses Anliegen, fand jedoch, es sei angesichts der Komplexitat der Materie praktischer,
die Verwaltung mit dieser Aufgabe zu betrauen und ein entsprechendes Postulat zu
Uberweisen. Das Postulat regt im weiteren die Anpassung des neuen Aktienrechts an die
Bestimmungen der EG an.

Trotz der Reduktion des minimalen Nennwerts einer Aktie auf 10 Fr. mit der
Aktiengesetzrevision von 1991 sind schweizerische Unternehmen im internationalen
Kapitalmarkt gegentber auslandischen Gesellschaften mit tieferen Werten immer noch
benachteiligt. Die WAK des Standerats befasste sich mit einer im Vorjahr von Reimann
(svp, AG) eingereichten parlamentarischen Initiative fir eine weitere Reduktion,
nachdem das Parlament bereits im Vorjahr im Rahmen der Diskussion um die
Erleichterung von Unternehmensgrindungen eine Motion flUr einen niedrigeren
Nennwert gutgeheissen hatte. Der Bundesrat selbst hatte in seinem Entwurf fur ein
Fusionsgesetz ebenfalls eine Reduktion - auf 1 Rappen - vorgeschlagen. Um nicht zu
warten, bis dieses Gesetz verabschiedet ist, beantragte die WAK-StR nun mit einer
eigenen parlamentarischen Initiative eine Reduktion auf ebenfalls minimal einen
Rappen. Beide Parlamentskammern hiessen diese Neuerung bereits in der
Dezembersession gut. ™
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.06.2001
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2002
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.03.2002
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.03.2003
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.06.2003
HANS HIRTER

Der Stadnderat gab einer parlamentarischen Initiative Schiesser (fdp, GL) Folge, welche
eine attraktivere Ausgestaltung des Stiftungsrechts verlangt. Ziel dieses Vorstosses, der
insbesondere  steuerrechtliche Verbesserungen anstrebt, ist es, vermehrt
Privatvermogen zur Finanzierung gemeinntziger Aufgaben zu gewinnen. "

Noch nicht vom Parlament behandelt worden ist eine parlamentarische Initiative der
SVP-Fraktion, welche die Stellung der Kleinaktionare gegenlber dem Verwaltungsrat
dadurch starken will, dass das Depotstimmrecht der Banken nur noch mit expliziter
Genehmigung des Aktieninhabers ausgelibt werden darf. Eine Motion Gross (sp, TG), die
das OR in dem Sinne ergédnzen wollte, dass in Aktiengesellschaften nicht nur die
Verwaltungsrate haften, sondern subsidiar auch die Gesellschaften, welche sie
vertreten (z.B. Banken oder Eigentimer von grossen Aktienpaketen), fand hingegen
keine Zustimmung. ®

Im Parlament und in der Offentlichkeit fand die Diskussion Uber die Regeln der
Verantwortlichkeit in Verwaltungsraten und iiber als zu hoch und nicht
leistungsgerecht empfundene Léhne von Spitzenmanagern ihre Fortsetzung. Der
Nationalrat lehnte in der Frihjahrssession eine parlamentarische Initiative Maspoli
(lega, TI) und eine Motion einer von Chiffelle (sp, VD) angeflihrten Minderheit der
Kommission fur Rechtsfragen ab, welche eine Publikation der Bezlge der
Verwaltungsrate von Aktiengesellschaften verlangt hatten. Er stimmte jedoch einer als
Alternative dazu eingereichten parlamentarischen Initiative Chiffelle zu, welche diese
Offenlegungspflicht lediglich bei den bdrsenkotierten Gesellschaften einfihren will.
Gleichzeitig Uberwies der Rat auch eine Motion Leutenegger (sp, BL; 01.3153), welche
zuséatzlich zu den Verwaltungsratsentschadigungen auch die Léhne der Spitzenmanager
publiziert haben will. Betroffen waren davon nicht nur bodrsenkotierte
Aktiengesellschaften, sondern auch die spezialgesetzlich geregelten Unternehmen des
Bundes (z.B. Post, SBB). Diese Motion war in der Abstimmung von den geschlossenen
Fraktionen der SP, der SVP und der GP, hingegen nur von Minderheiten der FDP und der
CVP unterstitzt worden. Ebenfalls dank einer Koalition zwischen der Linken und der
SVP gutgeheissen hat der Nationalrat eine Motion Leutenegger (sp, BL; 01.3261) fir
einen besseren Schutz der Minderheitsaktionére (ohne den Teil Gber ein Klagerecht fur
Interessenvertretungen der Kleinaktionédre). Der Sténderat war bei den beiden
Motionen Leutenegger zurlickhaltender. Die vorberatende Kommission hatte sich zwar
mit der allgemeinen Zielrichtung einverstanden erklért; da die Formulierungen zum Teil
zu weit gingen und zum Teil widersprichlich und unprazis seien, beantragte sie die
Umwandlung in Postulate, was das Ratsplenum dann auch tat. ™

Die Auseinandersetzung Uber neue Regeln fur die Wahl, Aufgaben und
Verantwortlichkeit von Verwaltungsraten wurde im Berichtsjahr fortgesetzt. Der
Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative Abate (fdp, Tl) Folge, welche verlangt,
dass Personen, welche wegen Konkurs- oder Betreibungsdelikten strafrechtlich
verurteilt worden sind, nicht in den Verwaltungsrat einer Aktiengesellschaft gewahlt
werden kénnen.

Nachdem im Vorjahr der Sténderat eine Motion seiner GPK fur eine Verschéarfung der
Bestimmungen des OR dUber die Rechnungslegung und Unternehmenskontrolle
angenommen hatte, befasste sich der Nationalrat mit einer parlamentarischen Initiative
Strahm (sp, BE) mit &hnlicher Stossrichtung. Mit seinen Forderungen nach einem Verbot
der Revision und Unternehmensberatung durch die selbe Firma sowie einer
regelmassigen Rotation der Revisionsfirma ging Strahm aber wesentlich weiter als die
allgemein gehaltenen Vorschlage der GPK-Motion. Weil das EJPD die diesbezlgliche
Gesetzgebungsarbeit bereits aufgenommen hatte, beschloss der Rat, der Initiative
keine Folge zu geben und lediglich mit einer Motion einer Minderheit seiner
Rechtskommission (vertreten durch Randegger, fdp, BS) den Bundesrat zu einem
raschen Vorgehen anzuhalten (02.3646). Der Standerat Uberwies diese Motion
ebenfalls. ™
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.12.2003
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.2004
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.10.2004
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 156.12.2004
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.06.2005
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.03.2006
HANS HIRTER

In Ausflihrung einer 2001 Uberwiesenen parlamentarischen Initiative Schiesser (fdp, GL)
legte die WAK einen Entwurf fir die Revision der Stiftungsrechts vor. Ziel der Revision
ist einerseits, dieses Institut attraktiver zu machen, und andererseits, Missbréauche zu
verhindern. Zur Attraktivitatssteigerung schlug die Kommission zwei Massnahmen vor:
In Zukunft soll erstens eine Anderung des Stiftungszwecks moglich sein, wenn dies der
Stifter bei der Grindung so vorgesehen hatte. Zweitens soll die steuerliche
Abzugsfahigkeit von gespendeten Beitragen fur Stiftungen mit offentlichem oder
gemeinnutzigem Zweck erhoht werden. Zur Verhinderung von Missbrauchen mit
Stiftungsgeldern soll eine obligatorische Revision eingefihrt werden. Der Sténderat
stimmte diesen Vorschlagen zu. Dabei kampften der Bundesrat, die SP-Abgeordneten
und einige Kantonsvertreter vergeblich fir eine weniger starke steuerliche Entlastung.
Im Einverstandnis mit dem Bundesrat Uberwies der Nationalrat Teile einer Motion Suter
(fdp, BE; 03.3233) fur eine Verbesserung der Rechtslage zugunsten von Trusts. Diese im
angelsachsischen Raum verbreitete Rechtsform habe sich namentlich zur Erhaltung von
grossen Familienvermdgen in Erbféallen, und damit auch zur Verhinderung von
Unternehmensauflésungen, als nitzlich erwiesen.

Bei Fallen von ernsthaften Liquiditaitsproblemen von Grossfirmen (wie etwa der
Swissair) hatte sich gezeigt, dass die starre Anwendung des bestehenden
Schuldbetreibungs- und Konkursgesetzes zusatzliche Probleme schafft, welche die
Betriebsweiterflihrung geféahrden kénnen und manchmal, nicht zuletzt zum Zweck der
Erhaltung von Arbeitsplatzen, ein staatliches Eingreifen zur Folge haben. Nationalrat
und Sténderat gaben im Berichtsjahr parlamentarischen Initiativen Strahm (sp, BE) resp.
Lombardi (cvp, TI; 03.446) Folge, welche flur grosse Konzerne und andere
boérsenkotierte Firmen weniger rigide Vorschriften und mehr Schutz vor Glaubigern
fordern. So kénnte ihnen zum Beispiel wie in den USA erleichtert werden, neue Kredite
aufzunehmen und Sanierungsmassnahmen einzuleiten, ohne vorher die zeitaufwéandige
Zustimmung sémtlicher Glaubiger einzuholen. ™

Der Nationalrat stimmte der im Vorjahr vom Stédnderat gutgeheissenen Revision des
Stiftungsrechts ebenfalls zu. Wie bereits in der kleinen Kammer unterlag auch hier die
Linke mit ihrem Anliegen, bei der steuerlichen Privilegierung weniger weit zu gehen. "

In Ausfuhrung der im Vorjahr gutgeheissenen parlamentarischen Initiative Chevrier
(cvp, VS) legte die Kommission fir Rechtsfragen des Nationalrats einen Antrag auf eine
entsprechende Gesetzesanderung vor. Diese hebt die Bestimmung auf, dass bei der
Gewahrung von Biirgschaften die Zustimmung des Ehepartners dann nicht verlangt ist,
wenn der Blrgschaftsnehmer als Mitglied einer im Handelsregister eingetragenen Firma
handelt. Der Nationalrat hiess diese Neuerung gut. ?°

Nach dem Nationalrat hiess auch der Stéanderat die Aufhebung der Bestimmung gut,
dass bei der Gewéhrung von Biirgschaften die Zustimmung des Ehepartners dann nicht
verlangt ist, wenn der Blrgschaftsnehmer als Mitglied einer im Handelsregister
eingetragenen Firma handelt. In der kleinen Kammer war diese parlamentarische
Initiative Chevrier (cvp, VS) allerdings sehr umstritten. Eine knappe Mehrheit der
Rechtskommission beantragte, auf die Vorlage nicht einzutreten. Es diene zwar in
einzelnen Fallen dem Schutz einer Familie, wenn auf jeden Fall die Unterschrift des
Ehepartners verlangt werde; andererseits wirde dadurch die Grindung von neuen
Firmen behindert. So konnte etwa ein getrennt lebender Ehepartner die Unterschrift
nur aus Rachegrinden verweigern. Mit 16 zu 15 Stimmen beschloss der Standerat
Eintreten und hiess dann ebenfalls sehr knapp (21 zu 19 Stimmen) die Neuerung, welche
auch die Schlussabstimmung passierte, gut.

Die Linke war 2004 im Nationalrat mit dem Antrag gescheitert, den bdérsenkotierten
Unternehmen eine Frauenquote fiir den Verwaltungsrat und die Geschiftsleitung
vorzuschreiben. Im Berichtsjahr lehnte der Nationalrat auch eine parlamentarische
Initiative Leutenegger Oberholzer (sp, BL) ab, welche diese Firmen verpflichten wollte,
jahrlich Uber die Verwirklichung des Geschlechtergleichstellungsprinzips in ihrem
Unternehmen zu berichten. %
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.12.2007
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.09.2009
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.09.2009
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.09.2009
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.05.2010
SUZANNE SCHAR

Der Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative Leutenegger Oberholzer (sp, BL)
fur rechtliche Massnahmen gegen .,Lohnexzesse™ bei Spitzenmanagern keine Folge. Er
folgte damit den Argumenten seiner WAK, dass mit den oben erwédhnten
bundesratlichen Vorschlagen und friheren Revisionen des Obligationenrechts und den
auf Anfang 2007 in Kraft gesetzten neuen Bdrsenregeln das Anliegen weitgehend erfullt
sei. Die vom Unternehmer Thomas Minder im Vorjahr lancierte Volksinitiative, welche
insbesondere verlangt, dass die jahrliche Generalversammlung das Total der
Vergutungen an Verwaltungsrate und Spitzenmanager festlegt, und die dartber hinaus
auch das Depotstimmrecht der Banken abschaffen will (sog. .Abzockerinitiative")
erhielt weitere Unterstitzung. Nach den Grinen, der CSP und EVP stellten sich nun
auch die SP sowie der Bankpersonalverband und der Kaufménnische Verband (KV)
hinter das Begehren. %

Wie die jlungste Vergangenheit auch in der Schweiz (Swissair, UBS) drastisch vor Augen
gefuhrt hat, kdnnen Managementfehler in privaten Unternehmen diese und manchmal
auch die offentliche Hand riesige Betrage kosten. Strafrechtlich verfolgt wird nach
geltendem Recht nur die willentliche Schadigung eines Unternehmens, nicht aber
fahrléssiges Verhalten oder Unterlassen. Mit einer parlamentarischen Initiative
versuchte dies Nationalrat Jositsch (sp, ZH) zu &ndern. Er schlug vor, dass auch
grobfahrlassiges Fehlverhalten von Managern strafrechtlich verfolgt werden kann. Auf
Antrag der Rechtskommission gab der Rat diesem nur von der SP, nicht aber von der GP
unterstitzten Vorstoss keine Folge. #

Der Nationalrat hélt nichts von gesetzlichen Vorschriften zugunsten einer besseren
Vertretung der Frauen in der Leitung von Unternehmen der Privatwirtschaft. Er
beschloss mit 107 zu 57 Stimmen, einer parlamentarischen Initiative Roth-Bernasconi
(sp, GE) fur eine minimale Geschlechterquote von 30% flr Verwaltungsrate
borsenkotierter Firmen keine Folge zu geben. %

Der Nationalrat hatte 2003 einer parlamentarischen Initiative der SVP fur eine
Neuregelung des Depotstimmrechts der Banken bei bdrsenkotierten Unternehmen
Folge gegeben. Da seiner Ansicht nach diese Forderung mit der vom Standerat
beschlossenen Teilrevision des Obligationenrechts erflllt war, schrieb sie der Rat nun
ab. %

Um die bestehende Pattsituation zu 16sen, lancierte die Rechtskommission des
Stdnderats eine parlamentarische Initiative mit dem Ziel, einen neuen,
mehrheitsfahigen indirekten Gegenvorschlag auszuarbeiten. Dieser soll die gesamte
Vergiitungsfrage auf Stufe des Obligationenrechts und in inhaltlicher Ubereinstimmung
mit der laufenden Aktienrechtsrevision regeln und dabei sowohl die Grundanliegen der
Abzocker-Initiative als auch des nationalratlichen Gegenentwurfs bertcksichtigen.
Dabei aussert er sich generell zur Vergltungsfrage bei borsenkotierten Gesellschaften
(Entwurf 1), aber auch zur konzeptionell darauf aufbauenden Regelung von Verglitungen
(i.e. Boni) ab 3 Mio. Fr. pro Geschéftsjahr (Entwurf 2, d.h. Tantiemenmodell). Letztere
nimmt das Anliegen einer zuséatzlichen Initiative der stdnderatlichen Kommission fur
Wirtschaft und Abgaben auf. In der Eintretensdebatte des Standerats herrschte von
rechts bis links Einigkeit darlber, dass aktienrechtliche Bestimmungen nicht in die
Verfassung gehoren, das Problem inakzeptabler Lohn- und Entschadigungsexzesse aber
angegangen werden muss. Sowohl in Bezug auf Entwurf 1 als auch auf Entwurf 2 folgte
der Standerat nicht in allen Punkten dem Kommissionsvorschlag. Wahrend Entwurf 1die
Schlussabstimmung einstimmig passierte - und damit vom Standerat als neuer,
indirekter Gegenvorschlag zur Abzocker-Initiative akzeptiert wurde - waren sowohl
Eintreten (28 zu 10) als auch die Zustimmung zum Tantiemenmodell (36 zu 16)
umstrittener. Nach Annahme des indirekten Gegenentwurfs empfahl der Stdnderat dem
Volk sowohl erneut die Initiative als auch den direkten Gegenvorschlag des Nationalrats
zur Ablehnung und begab sich damit Ende Jahr erneut in eine Differenz zum
Nationalrat. 7/
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.06.2010
SUZANNE SCHAR

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.12.2011
LAURENT BERNHARD

Die Rechtskommission des Standerats gab einer Parlamentarischen Initiative von
Philipp Stahelin (cvp, TG) Folge, welche die Aufhebung der Bestimmungen zum
Vorauszahlungsvertrag im Obligationenrecht fordert. Diese erhielt auch die
Zustimmung ihrer Schwesterkommission im Nationalrat. %

Das Parlament hatte auch im Jahre 2011 Mihe, sich inhaltlich und in der Form auf eine
kohédrente Gegenvorschlags-Strategie zur bereits 2008 eingereichten Abzocker-
Initiative zu einigen. Dennoch nahm der indirekte Gegenvorschlag ohne Bonussteuer im
Verlauf des Berichtjahres sukzessive Kontur an. Dieser beinhaltete eine Revision des
Aktienrechts, der gewisse Forderungen der Initiative aufnahm.

Im Dezember 2010 hatte der Standerat mit klarer Mehrheit einem indirekten
Gegenvorschlag auf Gesetzesebene inklusive der der sogenannten Bonussteuer
zugestimmt. Diese sah vor, dass Unternehmen Boni von Uber drei Millionen Franken
versteuern mdussen. Der Sténderat unterbreitete dem Nationalrat den indirekten
Gegenvorschlag in zwei Varianten - mit oder ohne Bonussteuer. In der Marzsession 2011
beschloss die grosse Kammer, mit 97 zu 92 Stimmen nicht auf den indirekten
Gegenverschlag mit Bonussteuer einzutreten. Dieser Entscheid kam durch eine
geschlossene Allianz aus SVP, FDP und BDP zu Stande, die sich kategorisch gegen die
Einflhrung einer neuen Unternehmenssteuer zur Wehr setzte. Die Vertreter der SP, der
Grinen und der CVP (bei einer Gegenstimme und zwei Enthaltungen) pladierten
vergeblich dafur, der Initiative einen attraktiven Gegenvorschlag gegenlberzustellen.
Hingegen sprach sich eine Mehrheit von 100 zu 88 Stimmen fir das Eintreten zum
indirekten Gegenvorschlag ohne Bonussteuer aus. In der Detailberatung schuf der
Nationalrat zahlreiche Differenzen zur kleinen Kammer, indem er auf strafrechtliche
Bestimmungen verzichtete, keine Stimmbeteiligungspflicht von
Personalvorsorgeeinrichtungen an Generalversammlungen beschloss und sich auf
weniger einschrénkende Regelung bei den Ausnahmen zum grundsatzlichen Verbot und
Abgangsentschadigungen und Vorauszahlungen einigte. Der Nationalrat insistierte
jedoch darauf, dass nicht nur die Bezlge des Verwaltungsrates, sondern auch jene der
Geschaftsleitung zwingend einer Aktionérsabstimmung zu unterliegen haben. Zudem
sah er eine Sonderregelung flir Finanzdienstleister vor, die eine Abstimmung Uber den
konzernweiten Bonuspool verlangte.

In der Herbstsession Ubernahm der Stédnderat einige Punkte der nationalratlichen
Version. So beschloss die kleine Kammer, auf strafrechtliche Bestimmungen bei
exzessiven  Vergutungen zu verzichten. Auch liess der Stédnderat die
Stimmbeteiligungspflicht von Personalvorsorgeeinrichtungen bei
Aktionarsversammlungen fallen. In anderen Bereichen blieben allerdings wichtige
Differenzen bestehen. Im Gegensatz zum Nationalrat, der daflr eintrat, dass an der
Generalversammlung jahrlich zwingend nicht nur Uber die Vergitungen des
Verwaltungsrates, sondern auch Uber jene der Geschaftsleitung abzustimmen ware,
beharrte der Sténderat darauf, dass die Statuten davon abweichen kdénnten. Der
Standerat lehnte auch eine zwingende Abstimmung Uber den konzernweiten Bonuspool
fir Finanzdienstleister ab. Was das Grundsatzverbot von Abgangsentschadigungen und
Vorauszahlungen betraf, waren sich beide Rate darin einig, dass die
Generalversammlung Ausnahmen beschliessen konnte. Wahrend der Nationalrat der
Meinung war, dass eine einfache Mehrheit dazu genugte, erachtete der Standerat
jedoch eine Zweidrittelmehrheit als erforderlich. Schliesslich blieb die Bonussteuer
umstritten, da der Standerat diesbezlglich an seinem Eintretensentscheid festhielt.

In der Wintersession néherte sich der Nationalrat dem Sténderat etwas an. Zum einen
verzichtete eine Mehrheit der grossen Kammer auf die Bestimmung, dass
Finanzdienstleister zwingend eine jahrliche Aktionarsabstimmung Uber ihren gesamten
Bonuspool durchfiihren mussten. Somit schloss sich der Nationalrat dem Standerat an,
welcher sich einer Sonderbehandlung dieser Branche im Aktienrecht widersetzte. Zum
anderen setzte sich bezlglich der Verglutungen der Geschéftsleitung ein
Kompromissvorschlag durch. Der erfolgreiche Einzelantrag von Martin Baumle (glp, ZH)
sah zwar eine zwingende Aktionarsabstimmung Uber die Bezlige der Geschéftsleitung
vor, doch die Statuten sollten festlegen, ob solche Beschlisse bindende oder
konsultative Wirkung hatten. Die Ratslinke setzte sich vergebens gegen diese weniger
einschrankende Bestimmung ein. In Bezug auf die Bonussteuer beschloss der
Nationalrat zum zweiten Mal Nichteintreten. Somit stand fest, dass die Bonussteuer
definitiv nicht Bestandteil des indirekten Gegenvorschlags war. %
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2012
LAURENT BERNHARD

Wie in den vergangenen Jahren stand auch 2012 die Abzocker-Initiative im Zentrum
des offentlichen Interesses. Die eidgendssischen Réte einigten sich darauf, der
Volksinitiative einen indirekten Gegenvorschlag auf Gesetzesstufe gegenlberzustellen.
Dieser beinhaltete eine Revision des Aktienrechts, welche die Forderungen der
Volksinitiative teilweise aufnahm. Mit der Bereinigung der Differenzen aus dem Vorjahr
setzte sich im Berichtsjahr zuerst der Standerat auseinander. Bei der zentralen Frage
der Abstimmungen Uber die Vergitungen der Geschaftsleitung schloss sich die kleine
Kammer der Version des Nationalrats an. Demnach sollte die Generalversammlung
jahrlich Uber die Vergltung der Geschaftsleitung abstimmen. Allerdings sollten die
Statuten festlegen, ob dieser Abstimmung bindende oder konsultative Wirkung zukam.
Auch in Bezug auf das Vergltungsreglement kam der Stdnderat dem Nationalrat
entgegen. Die Kantonsvertreter verzichteten darauf, ein Maximalverhéltnis zwischen
Grundentschadigung und Boni festzulegen. Hingegen hielt der Standerat bezlglich der
Ausnahmeregelung flr Abgangsentschadigungen und Vorauszahlungen an seiner
Fassung fest. Nach dem Willen des Standerates sollte hierzu eine Zweidrittelmehrheit
der Generalversammlung erforderlich sein. In der Fruhjahrssession stimmte der
Nationalrat in samtlichen Punkten der stédnderétlichen Version zu. Die einzige
Ausnahme betraf die Zulassungskriterien von Abgangsentschadigungen und
Vorauszahlungen. Die Ratslinke setzte sich vergebens fir die strengere Ldsung des
Standerates ein. Das nationalratliche Ratsplenum bestand jedoch darauf, dass solche
Transaktionen entweder im Vergltungsreglement oder durch einen einfachen
Entscheid der Generalversammlung beschlossen werden konnten. Aufgrund dieser
Divergenz musste eine Einigungskonferenz einberufen werden. Diese sprach sich fir
die Version des Stédnderates aus. In der Schlussabstimmung wurde der indirekte
Gegenvorschlag vom Nationalrat einstimmig und vom Stéanderat mit 42 zu einer Stimme
angenommen. Die einzige Nein-Stimme stammte von Thomas Minder, dem parteilosen
Vater der Abzocker-Initiative. Im Falle einer Ablehnung der Volksinitiative waren die
Gesetzesbestimmungen des Gegenvorschlags in Kraft getreten.

Der indirekte Gegenvorschlag kam der Volksinitiative weit entgegen. Von den 24
Forderungen der Abzocker-Initiative GUbernahm er deren sechs vollstdndig (jahrliche
Aktionadrsabstimmung  Uber die Verglutung vom  Verwaltungsrat, jahrliche
Aktionarsabstimmung tber die Gesamtsumme aller Vergutungen des Beirats, jahrliche
Wahl der unabhéngigen Stimmrechtsvertretung, Verbot der
Organstimmrechtsvertretung, Verbot des Depotstimmrechts und
Stimmrechtsoffenlegung durch Pensionskassen). Ausserdem ging der indirekte
Gegenvorschlag in zwei Bereichen sogar Uber die Forderungen der Volksinitiative
hinaus. So beinhaltete er eine griffigere Ausgestaltung der Klage auf Ruckerstattung
ungerechtfertigter Leistungen. Zudem wurden die Sorgfaltspflichten in Bezug auf die
Festlegung der Vergltungen konkretisiert. Das Parlament Ubernahm vierzehn
Forderungen teilweise, wobei im Gegensatz zu den zwingenden Vorschriften der
Initiative meist dispositive Regelungen vorgesehen wurden. Vier Forderungen blieben
unbericksichtigt  (jahrliche Wahl des Verwaltungsratsprasidenten durch die
Generalversammlung, jahrliche Wahl der Mitglieder des Vergutungsausschusses, Verbot
der Delegierung der Gesellschaft an eine juristische Person und strafrechtliche
Bestimmungen).

Nachdem das Parlament im Vorjahr im Rahmen des indirekten Gegenvorschlags auf
eine Bonussteuer verzichtet hatte, kam dieses Anliegen im Berichtjahr erneut auf das
Tapet. Zahlreiche Parlamentarier erachteten es als notwendig, der popularen
Volksinitiative eine solche Steuer in Form eines direkten Gegenvorschlags auf
Verfassungsebene gegenlberzustellen. In der Fruhjahrssession nahm der Nationalrat
die Bonussteuer mit 100 zu 87 Stimmen an. Demnach hatten Unternehmungen Boni von
Uber drei Millionen Franken zu versteuern. Im Gegensatz zum Vorjahr schlugen sich die
Grunliberalen zunachst auf die Seite der beflrwortenden Fraktionen der SP, der
Grunen und der CVP. Die Vertreter der SVP, der FDP und einer Mehrheit der BDP
sprachen sich vehement gegen die Einflhrung einer neuen Unternehmenssteuer aus. In
der Sommersession hiess auch der Standerat die Bonussteuer gut. Mit 23 zu 15 Stimmen
folgte er dem Entscheid des Nationalrats. Nachdem der Stédnderat den direkten
Gegenvorschlag in der Schlussabstimmung mit 26 zu 14 Stimmen annahm, scheiterte
das Vorhaben aber schliesslich im Nationalrat mit 87 zu 104 Stimmen. Den Ausschlag
gaben wiederum die Abgeordneten der Grlnliberalen Partei, die sich letztlich
geschlossen gegen die Bonussteuer aussprachen. Der Bundesrat setzte die mit
Spannung erwartete Abstimmung Uber die Abzocker-Initiative auf den 3. Marz 2013
an. 30
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.12.2013
DAVID ZUMBACH

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.07.2014
DAVID ZUMBACH

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.12.2014
DAVID ZUMBACH

Beide Parlamentskammern beschlossen die Bestimmungen zum Vorauszahlungsvertrag
im Obligationenrecht aufzuheben. Diese Gesetzesanderung ging auf eine Initiative
Stahelin (cvp, TG) aus dem Jahre 2007 zurlck. Die Streichung dieser Vertragsart, die in
der Praxis kaum mehr zur Anwendung kam, erwies sich in beiden Raten als
unumstritten. In den Schlussabstimmungen sprachen sich sowohl der Nationalrat als
auch der Standerat einstimmig daflir aus . *'

Im Juli 2014 stimmte die stédnderatliche Kommission fur Rechtsfragen (RK-SR)
einstimmig dem Beschluss ihrer Schwesterkommission aus dem Jahr 2012 zu, einer
parlamentarischen Initiative Hutter (fdp, ZH) flr faire Riigefristen im
Werkvertragsrecht Folge zu geben. Die Initiative fordert, dass Mangel, die erst nach der
Ablieferung zutage treten, nicht wie bis anhin sofort nach deren Entdeckung gerigt
werden mussen, sondern, dass eine Anzeige - nach italienischem Vorbild - innert 60
Tagen nach der Entdeckung zu erfolgen hat. Die vom Bundesgericht praktizierte
Rechtsprechung sah Mangelrechte als verwirkt an, wenn die entsprechenden Mangel
nicht innert sieben Tagen gertigt wurden. Dies, so der Initiant, sei nicht sachgerecht, da
durch die auch im internationalen Vergleich dusserst kurze Rigefrist keine sorgféltige
Prifung der jeweiligen Lieferungen moglich sei und als Folge zur Sicherung der
Méngelrechte vorsichtshalber oft gegen alle potenziell haftpflichtigen Unternehmer und
Planer eine Mangelrlge ernoben werde. **

Im Jahr 2014 befassten sich beide Parlamentskammern mit Anpassungen des
Bundesgesetzes Uber den Konsumkredit (KKG), die auf eine parlamentarische Initiative
Aubert (sp, VD) aus dem Jahre 2010 zurickgingen. Die parlamentarische Initiative hatte
ein Verbot der Werbung fiir Kleinkredite gefordert. 2011 hatten National- und
Standerat entgegen der vorberatenden Kommissionen flr Wirtschaft und Abgaben
(WAK-NR/WAK-SR) der Initiative Folge gegeben. Die WAK-NR unterbreitete dem
Parlament im Januar 2014 nach einer Fristverlangerung einen Gesetzesentwurf. Dieser
sieht anstelle eines vollumfanglichen Werbeverbots flir Konsumkredite lediglich eine
Einschrankung vor. So sollen im KKG nur aggressive Werbeformen untersagt werden.
Diese gesetzliche Basis, so der Vorschlag der WAK-NR, soll zudem durch eine
privatrechtliche Konvention ergédnzt werden, in der die betroffene Branche selbst
definiert, was unter den Begriff der aggressiven Werbung fallt. Fir den Fall, dass keine
Selbstregulierungskonvention zustande kommt, sieht die Kommission vor, dass der
Bundesrat subsidiar die Moglichkeit hat, eine Regelung vorzunehmen und den Begriff
der aggressiven Werbung zu konkretisieren. Wahrend der Nationalrat im Mai 2014
letzterem und den meisten anderen Vorschlagen der Kommission zustimmte, sprach
sich der Stédnderat vier Monate spater in diesem Punkt fir eine Ausweitung der
Kompetenzen des Bundesrats aus. Dieser solle, so eine Mehrheit im Sténderat, nicht
nur eine Regelung erlassen dirfen, wenn innerhalb der definierten Frist keine
Selbstregulierungskonvention vorliege, sondern auch dann, wenn diese aus Sicht des
Bundesrates ungentigend sein sollte. Der Nationalrat hielt im Dezember 2014 anlasslich
der zweiten Lesung, wenn auch nur knapp, mit 94 zu 92 Stimmen an seiner
urspringlichen Haltung fest. Mit 92 Stimmen unterlagen die Fraktionen der SVP, FDP
und GLP, wobei die letzteren beiden durch je eine abweichende Stimme ein Patt
verhinderten. Auch bei der Frage der Fahrlassigkeit folgte die grosse Kammer nicht dem
Beschluss des Sténderates. Dieser wollte wie der Bundesrat fahrléssiges Handeln bei
der Schaltung von Werbung fur Kleinkredite mit bis zu 50°000 Franken bestrafen. Der
Nationalrat stimmte mit 91 zu 87 Stimmen flr eine Streichung des besagten Passuses
und damit ausschliesslich fur eine Bestrafung vorsatzlichen Handelns, was in diesem
Falle dem Willen der (fast) geschlossen auftretenden Fraktionen der FDP, SVP und GLP
entsprach. Zum Jahresende war das Geschéft im Stéanderat héngig. Hingegen waren sich
die Rate darin einig, im Lichte der zu erwartenden Verscharfung des
Konsumkreditgesetzes zwei Standesinitiativen und einer parlamentarische Initiative aus
dem Jahr 2011 nicht Folge zu geben. Der Kanton Basel-Landschaft hatte gefordert, dass
die Anforderungen zur Erlangung eines Konsumkredites deutlich erhéht werden, der
Kanton Genf wollte zudem Werbung fur Kleinkredite verbieten und die
parlamentarische Initiative Maire (sp, NE) beabsichtigte, die Kreditkartenvergabe an
junge Erwachsene unter 25 Jahren einzuschrénken. %
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.11.2015
DAVID ZUMBACH

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.03.2016
DAVID ZUMBACH

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.09.2016
MARCO ACKERMANN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.04.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.05.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.05.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Im November 2015 gab die Kommission flir Rechtsfragen des Nationalrats (RK-NR) einer
parlamentarischen Initiative Reimann (svp, SG) Folge, welche das Bundesgesetz Uber
Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) dahingehend anpassen will, dass eine
Verarrestierung von Liquidationsanteilen von Schuldnern ohne Wohnsitz in der
Schweiz moglich wird. Dadurch soll es im Ausland wohnhaften Schuldnern, die in der
Schweiz Uber Vermodgenswerte verflugen, erschwert werden, sich ihren Glaubigern zu
entziehen. Die Kommission fasste ihren Entscheid bei einer Enthaltung mit 17 zu O
Stimmen. **

Im Mérz 2016 stimmte die stdnderéatliche Kommission fir Rechtsfragen (RK-SR) ohne
Gegenstimme bei einer Enthaltung dem Entschluss ihrer Schwesterkommission zu,
einer parlamentarischen Initiative Reimann (svp, SG) Folge zu geben. Diese strebt an,
dass Liquidationsanteile von im Ausland wohnhaften Schuldnern, welche
Vermogenswerte in der Schweiz besitzen, auch in der Schweiz verarrestiert werden
kénnen. Die Rechtskommission des Nationalrats (RK-NR) hat nun zwei Jahre Zeit, der
Bundesversammlung eine entsprechende Anpassung des Bundesgesetzes Uber
Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) zu unterbreiten. *°

In der Herbstsession 2016 verlangerte der Nationalrat stillschweigend die
Behandlungsfrist flr eine parlamentarische Initiative Hutter (fdp, ZH), die verlangt, dass
im Werkvertragsrecht Mangelriigen innerhalb einer Frist von 60 Tagen statt der bisher
gebrauchlichen Siebentagesfrist vorgebracht werden kénnen. Die grosse Kammer folgte
damit dem Ansinnen seiner RK-NR, wonach zuerst der Bericht des Bundesrats zu einer
dhnlichen Motion Féssler-Osterwalder (sp, SG; Mo. 09.3392) abzuwarten sei. Die Frist
fur die Behandlung der parlamentarischen Initiative wurde damit bis zur Herbstsession
2018 verlangert. %

Fabio Regazzi (pdc, TI) a déposé une initiative parlementaire qui vise I'introduction du
trust dans la législation suisse. Le trust se définit comme un acte juridique qui
transfere le contréle d'actifs a des tiers qui opéerent dans I'intérét de la personne qui a
transféré le contrdle. Le parlementaire tessinois explique, qu'a I'heure actuelle,
|'utilisation du trust en suisse est régie par un droit étranger selon une convention de la
Haye sur le trust et sa reconnaissance. Pour combler cette lacune législative helvétique,
il préconise donc I'introduction du trust dans le droit helvétique. Une modification du
Code Civil (CC) et du Code de Obligations (CO) permettrait d'améliorer la lisibilité, la
transparence fiscale, la sécurité du droit et d'ouvrir de nouvelles perspectives pour les
professionnels suisses.

La commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ-CN) a adopté l'initiative
par 15 voix contre 4 et 3 abstentions. A l'identique, la commission des affaires
juridiques du Conseil des Etats (CAJ-CE) a validé I'initiative parlementaire par 6 voix
contre 3 et 1 abstention. De plus, la CAJ-CE a déposé une motion (18.3383) pour que
cette modification législative soit menée par le Conseil fédéral. ¥

Afin de maintenir la compétitivité de la place économique helvétique, Marcel Dobler
(plr, SG) soumet une adaptation du droit des faillites en adéquation avec la
numérisation. |l estime que la restitution des données informatiques en cas de faillite
doit étre réglée a I'article 242 de la loi sur la poursuite pour dettes et la faillite (LP). En
effet, aucune base légale ne régle la restitution des données alors que les technologies
de lI'information envahissent notre économie. A I'unanimité, la commission des affaires
juridiques du Conseil national (CAJ-CN) a proposé de donner suite a linitiative
parlementaire. %

Ruedi Noser (plr, ZH) estime que le succes de I'économie helvétique repose sur sa
capacité d'innovation. Or, selon lui, les réformes fiscales récentes négligent les
entreprises non-cotées en bourse, comme les start-up ou les entreprises familiales. Il a
donc déposé une initiative parlementaire qui vise une réduction drastique de la charge
fiscale qui gréve les participations de collaborateur des start-up et entreprises
familiales. Pour ce faire, il demande des adaptations dans la loi fédérale sur I'impdt
fédéral direct (LIFD) et dans la loi fédérale sur I'harmonisation des impots directs des
cantons et des communes (LHID). La commission de I'économie et des redevances du
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2018
MARCO ACKERMANN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.04.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.05.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.11.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Conseil des Etats (CER-CE) a donné suite a l'initiative par 6 voix contre 5 et 2
abstentions. *

Face au renforcement du fardeau administratif qui pése sur les PME, Daniela
Schneeberger (plr, BL) a opté pour la voie législative la plus directe avec une initiative
parlementaire qui vise un réexamen du contrdle restreint en matiére de révision et de
surveillance de la révision pour les PME. Etant donné que la chambre du peuple a
donné suite & l'initiative, la commission des affaires juridiques du Conseil des Etats
(CAJ-CE) s’est penchée sur I'objet. Par 7 voix contre 4 et 1 abstention, la commission a
proposé de ne pas donner suite a l'initiative. D’abord, une majorité de la CAJ-CE est
convaincue de l'utilité et de I'efficacité du contrdle restreint. Ensuite, elle considére
qu’une législation trop précise réduirait les marges de manceuvre. Mais surtout, elle
estime qu’un assouplissement de la législation sur le contrdle restreint affaiblirait la
protection des créanciers, des clients, des employés et des actionnaires minoritaires.
Une minorité, emmenée par Stefan Engler (pdc, GR) proposait d’adopter I'initiative
parlementaire. Au final, c’est un vote extrémement serré qui a décidé du sort de
I'initiative. Elle a été rejetée par 21 voix contre 19 et 0 abstention. *°

Etant donné la révision de l'article 2 de I'ordonnance sur la saisie et la réalisation de
parts de communautés (OPC), la commission des affaires juridiques du Conseil national
(CAJ-CN) a proposé a sa chambre de classer I'initiative parlementaire de Lukas Reimann
(udc, SG). L'objet a été classé sans discussion.

In der Herbstsession 2018 verléngerte der Nationalrat erneut stillschweigend die
Behandlungsfrist fir eine parlamentarische Initiative Hutter (fdp, ZH) flr eine
Verlangerung der Frist fiir Mangelriigen um zwei Jahre bis zur Herbstsession 2022. Die
grosse Kammer folgte damit zum zweiten Mal dem Ansinnen ihrer geschlossen
stimmenden RK-NR, wonach zuerst der Bericht des Bundesrats zur Umsetzung einer
&hnlichen Motion Fassler-Osterwalder (sp, SG; Mo. 09.3392) abzuwarten sei. *?

La commission des affaires juridiques du Conseil des Etats (CAJ-CE) a adopté I'initiative
parlementaire Dobler (plr, SG). L'initiative vise une adaptation du droit des faillites en
adéquation avec la numérisation. La CAJ-CN a désormais la charge de de la mise en
application.

Afin de permettre aux start-up et entreprises familiales d’également profiter
d"avantages fiscaux, et donc de dynamiser leur développement et leur implémentation,
Ruedi Noser (plr, ZH) a déposé une initiative parlementaire qui vise & réduire
sensiblement la charge fiscale grevant les participations de collaborateur remises par
les start-up et les entreprises familiales. En effet, |"évaluation de ces participations de
collaborateur, non cotées en bourse, pose probleme lors des déclarations fiscales. La
Commission de I'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) a confirmé
la décision de sa commission sceur, en approuvant I'initiative parlementaire par 17 voix
contre 5 et 1abstention. *

Pour prendre en compte la hausse des éléments intégrés dans les appareils,
notamment électronique, Samuel Bendahan (ps, VD) a déposé une initiative
parlementaire qui vise l'inclusion de tous les éléments faisant partie intégrante de
I'objet dans la garantie pour les défauts. Pour étre précis, alors que la législation
helvétique octroie, en principe, une garantie de deux années pour les objets, des
éléments intégrés échappent a cette garantie et s'usent plus rapidement que I'appareil.
Le parlementaire vaudois cite notamment les batteries. Par conséquent, la garantie est
caduque car I'élément intégré est indispensable au bon fonctionnement de I'objet.

La Commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ-CN) a proposé, par 17
voix contre 7, de ne pas donner suite a l'initiative. Premiérement, elle estime que le
caractere dispositif du droit de la garantie pourrait entrainer des conséquences
inverses que l'objectif initial de I'initiative. En effet, de plus en plus de garanties
d'objets seraient alors entierement exclus du contrat. Cette situation impacterait le
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.03.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.06.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.12.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.03.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.04.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 156.06.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

consommateur alors que l|'objectif initial est de le protéger. Deuxiemement, la
complexité du marché des sous-traitants, notamment dans I'électronique, rendrait
|'application de cette réglementation quasiment impossible. Au contraire, une minorité
s'est exprimée en faveur de l'initiative. Elle a notamment rappelé la dimension
écologique. *

Afin de renforcer la protection des consommateurs et consommatrices, Samuel
Bendahan (ps, VD) a déposé une initiative parlementaire qui vise I'inclusion de tous les
éléments faisant partie intégrante de I'objet dans la garantie pour les défauts. Lors des
discussions en chambre, le Conseil national a refusé de donner suite a I'initiative par
119 voix contre 72 et 1 abstention. La chambre du peuple a donc suivi l'avis de la
majorité de sa Commission des affaires juridiques (CAJ-CN) et a rejeté une proposition
de la minorité Marti (ps, ZH). Le camp rose-vert n'a pas réussi a rassembler une
majorité, ne convaincant que les voix du PEV. #

Etant donné I'adoption de la motion 18.3383, déposée par la Commission des affaires
juridiques du Conseil des Etats (CAJ-CE), la CAJ-CN a recommandé a sa chambre de
proroger de 2 années le délai de mise en ceuvre de l'initiative parlementaire. La motion
et I'initiative parlementaire visent I'introduction du trust dans la législation suisse. La
chambre du peuple a adopté tacitement la prolongation du délai. *°

A travers une initiative parlementaire, Markus Hutter (plr, ZH) souhaite prolonger le
délai de réclamation pour les défauts cachés. Il préconise une modification de I'art.
370 du Code des obligations (CO) afin de garantir au maitre de I'ouvrage une analyse
des défauts cachés sans précipitation et précise. Etant donné la mise en consultation
d'un projet de révision législative des disposions en matiere de contrat d'entreprise,
dans le cadre de la motion 09.3392, la Commission des affaires juridiques du Conseil
national (CAJ-CN) préconise une prolongation du délai de traitement de deux années.
La chambre du peuple a accepté tacitement cette proposition de prolongement du
délai. ¥

L'initiative parlementaire de Roberta Pantani (lega, TI), reprise par Lorenzo Quadri (lega,
Tl), souhaite introduire dans le Code des obligations (CO) un mécanisme juridique pour
rendre nul le transfert de manteaux d'actions. Selon l'initiative parlementaire, le
transfert de manteaux d'actions, sans finalité entrepreneuriale, est dicté par des
desseins frauduleux comme |'obtention de permis de séjour, ou d'indemnités chémage
ou invalidité.

La Commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ-CN) s'est opposée a
I'initiative par 17 voix contre 4 et 2 abstentions. Si la CAJ-CN a reconnu le risque d'abus,
elle a estimé que le transfert de manteaux d'actions était fort utile pour les
microentreprises ou le start-ups. Une inscription Iégale dans le CO n'est donc pas la
bonne option pour la CAJ-CN.

Le Conseil national a refusé I'objet par 160 voix contre 26 et 2 abstentions. L'initiative
parlementaire n'a récolté que 4 voix UDC et 22 voix des Verts. *

La Commission de I'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN)
recommande de classer l'initiative parlementaire Dobler (plr, SG). En effet, la
législation sur la technologie des registres électroniques distribués (TRD) (Ob. 19.074)
répond a la volonté de l'initiative parlementaire de permettre la restitution des
données en cas de faillite.

La Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-CE) s'est a
nouveau penchée sur la charge fiscale sur les participations de collaborateurs pour les
entreprises non cotées en bourse afin de déterminer si la mise en ceuvre de la motion
17.3261 répondait aux demandes de l'initiative parlementaire. Elle a recommandé aux
sénateurs et sénatrices de classer l'initiative parlementaire car les récentes circulaires
de I'Administration fédérale des contributions (AFC) traitaient effectivement des
participations des collaborateurs.
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.06.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.06.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.03.2022
MARCO ACKERMANN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.10.2022
MARCO ACKERMANN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2022
MARCO ACKERMANN

L'initiative parlementaire a été tacitement classée par la chambre des cantons. *°

Le Conseil national a suivi I'avis de sa commission de I'économie et des redevances
(CER-CN) et classé I'initiative parlementaire sans discussion. *°

Le député Fabian Molina (ps, ZH) pointe du doigt le manque de participation égale et
démocratique au sein des sociétés coopératives. Afin d'y remédier, il préconise une
modification de I'art. 892 du Code des obligations (CO).

L'initiative parlementaire a finalement été retirée car ses objectifs sont pris en compte
dans l'initiative parlementaire 21.479 de la Commission des affaires juridiques du
Conseil national (CAJ-CN). *

Dans le cadre de I'examen de I'initiative parlementaire Molina (20.478), les membres de
la Commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ-CN) ont décidé
d'approfondir les discussions et de soumettre une modernisation du droit de la
société coopérative. En effet, les mutations économiques ont généré des lacunes dans
le droit de la société coopérative. La CAJ-CN préconise donc une modernisation avec
notamment |'abaissement du nombre minimal de membres, la prise en compte des
différents types d'assemblée générale, le renforcement des droits de participation et
|'adaptation des définitions |égales. Par contre, la CAJ-CN a défini le cadre de cette
modernisation en précisant que le fardeau administratif des sociétés coopératives ne
devait pas étre alourdi et que la définition d'une société coopérative ne devait pas étre
changée. La CAJ-CN a donné suite au projet par 15 voix contre 7. ®

Im Marz 2022 verlangerte der Nationalrat auf Antrag seiner RK-NR die Behandlungsfrist
einer parlamentarischen Initiative Regazzi (mitte, Tl) zur Aufnahme des Rechtsinstituts
des Trusts in die schweizerische Gesetzgebung um weitere zwei Jahre bis zur
Frihjahrssession 2024. Die Kommission hatte argumentiert, dass sie zuerst die
Arbeiten des Bundesrats im Zusammenhang mit der angenommenen Motion der RK-SR
(Mo. 18.3383) abwarten méchte. %

Im September 2022 beschloss die RK-SR einstimmig, der parlamentarischen Initiative
ihrer Schwesterkommission fur ein zeitgemasses Genossenschaftsrecht keine Folge zu
geben, da sie zuerst den Bericht zum angenommenen Postulat Guggisberg (svp, BE; Po.
21.3783) abwarten wollte. Die parlamentarische Initiative héatte verlangt, dass das
Genossenschaftsrecht, welches zu grossen Teilen noch aus dem Jahr 1936 stammt,
vereinfacht und modernisiert wird. Daraufhin zog die RK-NR ihre Initiative zuriick. **

In der Wintersession 2022 verlangerte der Nationalrat die Behandlungsfrist flr eine
parlamentarische Initiative Hutter (fdp, ZH) flr langere Fristen fiir Mangelriigen bereits
zum vierten Mal - diesmal bis zur Wintersession 2024. %

Infrastruktur und Lebensraum
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.03.1993
DIRK STROHMANN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.11.2015
SARAH KUHN

Raumplanung und Wohnungswesen
Wohnungsbau und -eigentum

Ende 1992 waren von der sozialdemokratischen Fraktion funf parlamentarische
Initiativen hinsichtlich eines dringlichen Investitionsprogramms zur Linderung von
Arbeitslosigkeit und zur Entlastung der Arbeitslosenkasse eingereicht worden, deren
Forderungen von der zustandigen Kommission des Nationalrats im Januar 1993 in zwei
eigene Kommissionsinitiativen Gbernommen worden waren. Ziel der Initiativen war
einerseits die Schaffung eines Investitionsbonus fur Kantone, Gemeinden und
offentliche Institutionen und Investitionen flr die energetische Sanierung von
Gebauden, andererseits ein zeitlich befristetes Investitions- und
Beschaftigungsprogramm im Wohnungsbau. Mit letzterem sollten die im Wohnbau-
und Eigentumsférderungsgesetz festgelegten Mittel fur die Jahre 1993/94 um
zusétzliche CHF 50 Mio. erhéht werden. Die Gelder sollten allen Bautrégern
offenstehen und zur Deckung des Wohnungsbedarfs bendtigte, aus Finanzknappheit
nicht in Angriff ggnommene Projekte in Milliardenhdhe auslésen. Beide Rate stimmten
den Antragen mit leichten Abanderungen zu.

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Starkung des Schweizer Stiftungsstandortes (Pa.lv. 14.470)

Mit einer parlamentarischen Initiative forderte Werner Luginblhl (bdp, BE) 2014 eine
Verbesserung der Rahmenbedingungen des Gemeinnutzigkeits- und Stiftungswesens in
der Schweiz. Nach anféanglichem Widerstand durch die RK-NR gaben schliesslich beide
Rechtskommissionen der Initiative Folge. Der auf Wunsch der RK-SR von der
Bundesverwaltung ausgearbeitete Entwurf stiess im Frihling 2020 auf starke Kritik in
der Vernehmlassung, worauf die standeréatliche Kommission die Vorlage auf zwei der
ursprunglich acht gestellten Forderungen beschrankte: Stifterinnen und Stifter sollen
neu ausgebaute Rechte in Bezug auf Organisationsénderungen der Stiftung erhalten,
zudem sollen Anderungen an der Stiftungsurkunde zukinftig einfacher vorgenommen
werden kdonnen. Beide Aspekte hiess das Parlament gut und sprach tUberdies Personen
mit einem «berechtigten Kontrollinteresse» neu ebenfalls ein Beschwerderecht zu,
schloss jedoch Spenderinnen und Spender sowie diesen nahestehende Personen davon
aus.

Chronologie

Parlamentarische Initiative und Vorprifung durch die RK-SR
RK-NR stimmt nicht zu

RK-SR gibt Folge

Zustimmung durch RK-NR

Auftrag der RK-SR an die Bundesverwaltung zur Ausarbeitung eines Entwurfs
Genehmigung der Fristverlangerung bis 2021 durch den Standerat
Vernehmlassung und Vernehmlassungsergebnisse
Detailberatungen im Standerat

Eintretensentscheid der RK-NR

Detailberatungen im Nationalrat

Differenzbereinigung und Schlussabstimmungen
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.11.2015
MELIKE GOKCE

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.11.2016
MELIKE GOKCE

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.09.2017
MELIKE GOKCE

Mit einer Ende 2014 eingereichten parlamentarischen Initiative Luginblhl (bdp, BE)
wurde das Parlament aufgefordert, Anpassungen der gesetzlichen Grundlage -
insbesondere des ZGB und DBG - vorzunehmen, damit die Rahmenbedingungen des
Gemeinniitzigkeits- und Stiftungswesens in der Schweiz in ihrer Wirksamkeit und
ihrem liberalen Charakter gestarkt werden. Das Parlament soll hierbei im Wesentlichen
organisatorischen und formellen Anforderungen Rechnung tragen. So soll das BfS
regelmassig Daten zu den steuerbefreiten gemeinnitzigen Organisationen publizieren.
Auch wird eine Prazisierung der Regelung der Stiftungsaufsichtsbeschwerde, in
Anlehnung an das Beschwerderecht von Personen mit berechtigten Kontrollinteressen,
erwartet. Des Weiteren sollen auch Anpassungen im Rahmen der Stiftungsurkunde
vorgenommen werden; zwecks Vereinfachung wiirden fir unwesentliche Anderungen
die notarielle Beurkundung entfallen und die Stifterrechte durch Ausdehnung des
Anderungsvorbehalts auf Organisationsanderung optimiert werden. Zudem sollen eine
Haftungsbegrenzung flir ehrenamtliche Organmitglieder, Steuerprivilegien flr von
Erben vorgenommene Zuwendungen aus dem Nachlass und die Mdglichkeit eines
Spendenvortrags auf spatere Veranlagungsperioden angedacht werden. Als letzter
Punkt soll eine Angleichung des Steuerrechts an das Zivilrecht berlcksichtigt werden, in
dem keine Verweigerung bzw. kein Entzug der Steuerbefreiung flr die entsprechende
Honorierung von strategischen Leitungsorganen sichergestellt wird. Im November 2015
wurde der Vorstoss in der Vorprufung von der RK-SR behandelt und fur gut befunden.
Die Kommission gab der Initiative mit 7 zu 1 Stimmen bei 3 Enthaltungen Folge. *

Rund ein Jahr nach ihrer Schwesterkommission konnte sich auch die RK-NR in der
Vorprifung der parlamentarischen Initiative Luginbthl (bdp, BE) zu einem Entscheid
durchringen. Im Mai 2016 hatte sie angekindigt, dass sie zunédchst Anhdrungen
durchfihren wolle, bevor sie darlber entscheide, ob sie sich dem Beschluss der RK-SR
zur Anpassung der gesetzlichen Grundlagen fir die Rahmenbedingungen des
Gemeinniitzigkeits- und  Stiftungswesens  zur  Stdrkung des  Schweizer
Stiftungsstandorts anschliessen wolle. Diese Anhérungen fanden schliesslich im August
desselben Jahres statt. Im November kam dann die erntichternde Nachricht: Die RK-NR
sehe diesbezlglich keinen Handlungsbedarf und sprach sich mit 13 zu 6 Stimmen ohne
Enthaltung gegen den Vorstoss aus. Sie bezweifelte, dass die Massnahmen - auch
aufgrund ihrer Heterogenitat - zu einer effektiven Starkung flhren wirden und
beflirchtete im Gegenteil negative Auswirkungen auf das Schweizer Steuersystem. *’

Nach dem Negativbescheid der RK-NR im Herbst 2016 lag es nun am Standerat, Gber
das Weiterbestehen der parlamentarischen Initiative Luginbuhl (bdp, BE) zu befinden.
Die RK-SR hielt an ihrem Entscheid vom November 2015 fest und beantragte ihrem Rat
im entsprechenden Bericht vom August 2017, der Initiative Folge zu geben (mit 10 zu 2
Stimmen bei einer Enthaltung). Sie betonte abermals die Relevanz des
Gemeinniitzigkeits- und Stiftungswesens flir die Schweiz. Gerade vor dem Hintergrund
des stetig steigenden Konkurrenzkampfes auf internationaler Ebene sehe sie
Handlungsbedarf, um die institutionellen und rechtlichen Rahmenbedingungen der in
der Schweiz ansassigen Stiftungen zu verbessern und den weltweit bekannten
Stiftungsstandort Schweiz zu festigen. Des Weiteren verwies die Kommission darauf,
dass die letztmalige Stiftungsrechtsrevision auf das Jahr 2006 datiere und gerade in
Anbetracht der Schnelllebigkeit des Stiftungssektors eine entsprechende Anpassung
angemessen ware.

Der Sténderat teilte diese Einschatzung und gab der Initiative ohne Einwande
entsprechend Folge. Stdnderat Vonlanthen (cvp, FR) flhrte in seinem Votum drei
wesentliche Argumente an, weshalb er sich dem mit ,lberwaltigendem Mehr™ von der
Kommission angeflihrten Vorschlag anschliessen und sich fur das Vorankommen des
Vorstosses einsetzen wolle. Erstens bestehe Handlungsbedarf, da die heutigen
Rahmenbedingungen teilweise nicht mehr zeitgeméss seien, zweitens wolle die
Initiative keine komplizierte Totalrevision, sondern lediglich punktuell gesteuerte
Anpassungen anstossen und drittens sei die von der Swissfoundations angebrachten
Kritik bezlglich einer fehlenden strategischen Stossrichtung und
»Verschlimmbesserung™ der Grundlagen unbegrindet. Gerade die Teilrevision erlaube
ein zielgerichtetes Agieren und durch die Vorarbeit von Experten kdénnten
entsprechend sinnvolle Lésungen vorgeschlagen werden. Der Initiant selbst schloss die
Debatte mit einer Reminiszenz an die Grindung der parlamentarischen Gruppe
Philanthropie/Stiftungen, welcher auch einige der Anwesenden angehorten: Fast alle
Standeratsmitglieder seien in einer Stiftung tatig, nur ganz wenige aber befassten sich
auch mit dem Stiftungswesen, obwohl dessen Bedeutung in der Schweiz betréachtlich
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.10.2017
MELIKE GOKCE

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.05.2019
MELIKE GOKCE

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.09.2019
MELIKE GOKCE

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.11.2019
MELIKE GOKCE

sei. Er selbst habe sich immer mehr mit dieser Thematik auseinandergesetzt und nicht
zuletzt nach der vom Bundesrat beantragten Abschreibung seiner vor neun Jahren
eingereichten Motion (09.3344) zur Attraktivierung des Stiftungswesens festgestellt,
dass es zwar keine Totalrevision brauche - wie damals verlangt - jedoch eine gezielte
Optimierung im Feinbereich. %

Nach einer langen und kontroversen Vorprifungsphase kam die parlamentarische
Initiative Luginblhl (bdp, BE) schliesslich im Oktober 2017 zustande. Die RK-NR hatte
ihren ablehnenden Beschluss vom November 2016 revidiert und sich entschlossen, mit
9 zu 5 Stimmen bei 8 Enthaltungen der Initiative Folge zu geben - dies, nachdem der
Initiative bereits im September 2017 vom Sténderat Folge gegeben worden war. Die RK-
SR, als Kommission des Erstrates, wurde folglich damit beauftragt, einen Entwurf zur
Anpassung der gesetzlichen Grundlagen fir die Rahmenbedingungen des
Gemeinniitzigkeits- und Stiftungswesens auszuarbeiten. **

Nach einer erfolgreichen Vorprufungsphase war es nun an der RK-SR, eine Vorlage
auszuarbeiten, mit der die notwendigen Gesetzesdnderungen zur Starkung der
Rahmenbedingungen eines wirksamen und liberalen Schweizer Gemeinniitzigkeits-
und Stiftungswesens vorgenommen werden kdénnen. Unter Bertcksichtigung
entsprechender Erkenntnisse aus Expertenanhérungen beschloss die Kommission im
Mai 2019 mit 7 zu 4 Stimmen bei einer Enthaltung, die Verwaltung mit der Ausarbeitung
einer solchen Vorlage zu beauftragen. Im Rahmen der Kommissionssitzung war indes
auch die Moglichkeit einer Sistierung der zu behandelnden parlamentarischen Initiative
angedacht worden, um den Vorentwurf zur Regelung von Trusts (Mo. 18.3383)
abzuwarten, schliesslich aber doch einer separaten Behandlung der beiden Vorstdsse
der Vorrang gegeben worden. Da die gesetzlich festgeschriebene Zweijahresfrist zur
Ausarbeitung der Vorlage im Herbst 2019 bereits fallig gewesen ware, beantragte die
Kommission eine Fristverlangerung um weitere zwei Jahre, Uber die der Standerat wohl
in einer der folgenden Sessionen entscheiden wird. ©

Ohne weitere Umschweife wurde der parlamentarischen Initiative Luginbihl (bdp, BE),
mit der die Starkung der Rahmenbedingungen eines wirksamen und liberalen
Schweizer Gemeinniitzigkeits- und Stiftungswesens angestrebt wird, in der
Herbstsession 2019 vom Standerat eine Fristverlangerung von 2 Jahren bis 2021
gewahrt. ©

Nachdem der Standerat in der Herbstsession 2019 der Ausarbeitung einer Vorlage zur
parlamentarischen Initiative Luginbihl (bdp, BE) eine zweijéhrige Fristverlangerung
gewahrt hatte, schickte die RK-SR Ende November 2019 den Vorentwurf zur Starkung
der Rahmenbedingungen eines  wirksamen und liberalen  Schweizer
Gemeinniitzigkeits- und Stiftungswesens in die Vernehmlassung. Um die weltweite
Bedeutung und die gunstigen Bedingungen des Schweizer Stiftungsrechts
aufrechterhalten zu kénnen, bedurfe es vereinzelter Korrekturen, die mit den acht
vorgeschlagenen Massnahmen der parlamentarischen Initiative angegangen werden
kénnten und daher auch in dieser Form in die Kommissionsvorlage aufgenommen
worden seien, so der entsprechende Kommissionsbericht. Die Massnahmen
orientierten sich an realen Bedurfnissen und seien sowohl angemessen als auch
verwertbar und setzten sich u.a. mit der Aufsicht und der Haftung von
Stiftungsratsmitgliedern auseinander, ohne dabei eine Einschrankung der bewéahrten
Rechtsgrundlagen zu provozieren oder mit internationalen Verpflichtungen sowie
europaischem Recht zu kollidieren.

Das zentrale Element der Vorlage stellen die vorgeschlagenen Steueranreize dar, wobei
die Kommission in ihrem Vorentwurf mehrere Varianten in Betracht zog, mit denen die
steuerliche Bevorzugung von Zuwendungen aus Nachlassen und die Spendenvortrage
auf spatere Veranlagungsperioden ermdglicht werden sollen. Die Hauptvariante
ermoglicht einen Spendenabzug fur die zwei folgenden Steuerperioden, wéhrend die
Variante 1 keine zeitliche Begrenzung vorsieht. Die Variante 2 sieht weder flur einmalig
erhohte Abzlge noch flr einen Spendenvortrag Regularien vor. Diese Erneuerungen
hatten zwar naturgeméss sowohl flir den Bund als auch fir die Kantone
Mindereinnahmen zur Folge, die Kommission ging aber davon aus, dass die positiven
gesellschaftlichen Effekte, die aus den Zuwendungen fur gemeinnutzige Zwecke
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entstehen, diese Mindereinnahmen weit Uberkompensieren  wilrden. Die
Vernehmlassung dauerte bis zum 13. Mérz 2020. ¢

Die Anfangs August 2020 verdffentlichten Vernehmlassungsergebnisse des RK-SR-
Vorentwurfs zur Starkung der Rahmenbedingungen eines wirksamen und liberalen
Schweizer Gemeinniitzigkeits- und Stiftungswesens zeigten, dass die Vorlage nur
zbgerlich aufgenommen wurde. In den insgesamt 67 eingegangenen Stellungnahmen (26
Kantone, 6 politische Parteien, 32 Organisationen und 4 weitere Teilnehmende) wurden
lediglich die Vereinfachung von Anderungen in der Stiftungsurkunde sowie die
Optimierung der Stifterrechte betreffend Organisationsanderungen grosstenteils
beflrwortet. Bei den  weiterfihrenden  Anderungen im  zivilrechtlichen
Bestimmungsbereich der Vorlage waren sich die Teilnehmenden weitestgehend
uneinig. So  beflrworteten zwar zwei Drittel klarere Regelungen der
Stiftungsaufsichtsbeschwerde, forderten aber deutliche Verbesserungen bei der
Beschwerdelegitimation. Hinsichtlich der Haftungsbeschrénkungen fur ehrenamtliche
Organmitglieder zeigten sich ebenfalls rund zwei Drittel der Stellungnahmen kritisch
bzw. negativ, weil es falsch sei, die Haftungsbeschrankung von der Art und Hohe der
Entschadigung abhangig zu machen. Bei den Anderungen der steuerrechtlichen
Bestimmungen stellten sich insbesondere die Kantone quer. Die angedachten
Anpassungen im Sinne einer regelméassigen Publikation von Daten steuerbefreiter
Organisationen, der steuerlichen Privilegierung fir Nachlasszuwendungen und des
Spendenvortrags auf spatere Veranlagungsperioden sowie der Honorierung
strategischer Leitungsorgane verstiessen ihrer Ansicht nach gegen zentrale
fiskalpolitische und fiskalrechtliche Grundsatze.

Diese Vorbehalte vor Augen entschied sich die Kommission, die Vorlage erheblich zu
reduzieren und im Wesentlichen die beiden mehrheitlich befiirworteten Anderungen
der zivilrechtlichen Bestimmungen weiterzuverfolgen. So nahm die RK-SR an ihrer
Sitzung im Februar 2021 den angepassten Entwurf zur Anderung des Zivilgesetzbuches
und den dazugehdrigen Bericht mit 12 zu O Stimmen bei einer Enthaltung an und
Uberwies die Vorlage zur Stellungnahme an den Bundesrat und zur Beratung an den
Standerat. ¢

Nach der Uberweisung des von der RK-SR erarbeiteten Erlassentwurfs (iber die
Starkung der Rahmenbedingungen des Schweizer Gemeinniitzigkeits- und
Stiftungswesens an den Bundesrat, zeigte sich dieser wohlwollend mit der
ausgearbeiteten Vorlage und beantragte dem Parlament Eintreten und Zustimmung.
Lediglich fir die Optimierung der Stifterrechte betreffend Organisationsdnderungen
ermahnte er in seiner Stellungnahme, nicht nur die Eigeninteressen des Stifters,
sondern grundsatzlich das bessere Funktionieren der Stiftung im Auge zu behalten.

Dass die parlamentarische Initiative von alt-Stdnderat Werner Luginbihl (bdp, BE) kein
einfaches Vorhaben sein wiuirde, zeigte sich nicht nur in der Langwierigkeit der
Behandlungen - wurde das Geschéaft doch bereits 2014 eingereicht -, sondern auch in
den einfihrenden Worten von Kommissionssprecher Beat Rieder (mitte, VS) zur
Sommersession 2021. So habe das Anliegen von Anfang an nicht nur einen «harzigen
Verlauf», sondern in beiden Raten auch einen «schweren Stand» gehabt, nicht zuletzt
auch, weil die urspringlichen acht Anpassungspunkte einen gewissen «Sprengstoff>» in
sich geborgen héatten. Die nun zur Beratung unterbreitete Vorlage sei eine punktuelle
Anpassung in zwei der acht Punkte mit bewusstem Verzicht auf das Aufgreifen der
verbleibenden sechs und entspreche dem kleinsten gemeinsamen Nenner der beiden
Rate. So erhoffe man sich, die Vorlage voran- und schliesslich zu einem konkreten
Abschluss bringen zu kénnen. Dies insbesondere auch, um der grossen Bedeutung der
Stiftungen far die Schweiz Rechnung zu tragen. So seien beispielsweise nicht etwa -
entgegen der landlaufigen Meinung - der Bund, die Kantone oder die Gemeinden die
bedeutendsten Kulturférderer, sondern unzahlige Schweizer Stiftungen, die Uber ihre
finanziellen Zustlipfe den Sektor aufrechterhielten. Im Stadnderat schien diese
Argumentation zu fruchten, beschloss man doch Eintreten ohne Gegenantrag.

Im Hinblick auf die Detailberatungen war ein Anderungsantrag Reichmuth (mitte, S2),
gemass Offenlegung seiner Interessenbindung Stiftungsprasident der «Winterhilfe
Kanton Schwyz», eingegangen, der die neuerliche Aufnahme des Kontrollinteresses bei
der Stiftungsaufsichtsbeschwerde, das im Zuge der Vorbehandlungen aus dem Entwurf
gestrichen worden war, forderte. Dieses soll geméass Reichmuth «den Schutz des
Stifterwillens sicherstellen und damit auch die Ubereinstimmung der Verwaltung der
Stiftung mit dem Gesetz und den Statuten». Die gangige Praxis zeige, dass die
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Beschwerde als Rechtsmittel in der heutigen Form die rechtskonforme
Stiftungsfihrung nur ungenigend gewéhrleiste, nicht zuletzt auch, weil die
Rechtsprechung zu uneinheitlich und die Beschwerdelegitimation zu restriktiv bzw.
einseitig seien. So koénne beispielsweise ein Destinatéar bedenkenlos eine
Stiftungsbeschwerde einreichen, wéhrend einem Stifter oder Stiftungsratsmitglied bei
einem nicht rechtskonformen Verhalten der Stiftung die Hande gebunden seien.
Kommissionssprecher Rieder begriindete die Streichung des Artikels mit
definitorischen Grinden: Tatsachlich liege ein wesentliches Problem dieses Zusatzes in
einer fehlenden Legaldefinition des Begriffs «berechtigtes Kontrollinteresse», was
mitunter zu einer Haufung von Beschwerden fuhren kénne, welche die Stiftung selbst
als Beschwerdegegenstand fokussieren kénnte, womit einer Popularbeschwerde Tlr
und Tor gedffnet wirde. Des Weiteren unterstitzte Thomas Hefti (fdp, GL) die
Kommissionsposition, indem er argumentierte, dass Stiftungen im Unterschied zu
anderen Institutionen bereits von Rechts wegen einer staatlichen bzw. &ffentlichen
Aufsicht unterstiinden und somit auch auf Unregelmassigkeiten kontrolliert wirden.
Daniel Fassler (mitte, Al) unterstitzte das Anliegen, ging aber grundsétzlich nicht davon
aus, dass der Antrag durchkommen wurde. Daher schlug er zuhanden des Zweitrats vor,
konkrete Beispiele fur die Legaldefinition anzufihren. Wie die abschliessende
Abstimmung zeigte, wurde sich Fassler diesbezlglich wohl auf das Einlenken des
Nationalrates verlassen mussen, da man sich im Standerat mit 32 zu 6 Stimmen gegen
den Antrag stellte.

Samtliche anderen Ziffern der Vorlage wurden diskussionslos jeweils geméss dem
Kommissionsantrag angenommen und auch in der Gesamtabstimmung nahm der
Standerat den Entwurf ohne Gegenstimme mit 39 Stimmen bei einer Enthaltung an.

Ende August 2021 trat schliesslich auch die RK-NR auf die parlamentarische Initiative
Luginbiihl (bdp, BE) zum Gemeinniitzigkeits- und Stiftungswesen ein. Sie beantragte
ihrem Rat, den Standeratsbeschlissen zu folgen, und nahm dartber hinaus zwei Punkte
wieder in die Vorlage auf, welche zuvor von ihrer Schwesterkommission aus dem
Entwurf gestrichen worden waren. Zum einen beantragte sie eine klarere gesetzliche
Grundlage hinsichtlich beschwerdeberechtigter Personen bei der Aufsichtsbehdrde (13
zu 3 Stimmen, 8 Enthaltungen). Dieses Anliegen war bereits im Rahmen der
Sténderatsdebatte als Einzelantrag Reichmuth (mitte, SZ) eingebracht worden, jedoch
erfolglos geblieben. Zum anderen sprach sich die Kommission fir die Steuerbefreiung
juristischer Personen mit 6ffentlichem, gemeinnutzigem oder kulturellem Zweck aus,
selbst dann, wenn diese ihre Mitarbeitenden finanziell entschéadigen (9 zu 8 Stimmen, 6
Enthaltungen). Die Minderheit beflrchtete, dass diese Regelung Uber das Stiftungsrecht
hinausgehen kénnte und entsprechend in dieser Form auch fir andere Arten von
Rechtstréagern Gultigkeit erlangen wurde. Nichtsdestotrotz sprach sich die Kommission
in der Gesamtabstimmung mit 17 zu O Stimmen bei 6 Enthaltungen flur die Annahme der
Vorlage aus. ¢°

Der Nationalrat befasste sich sodann in der Herbstsession 2021 mit dem Entwurf der
RK-SR zur parlamentarischen Initiative Luginbiihl (bdp, BE) zum Gemeinniitzigkeits-
und Stiftungswesen von 2014. Eintreten sowie die Forderung der vorberatenden RK-
NR, dem Sténderat zu folgen und somit nur zwei der acht in der parlamentarischen
Initiative vorgeschlagenen Anderungen umzusetzen, waren unbestritten. Damit kénnten
Stifterinnen und Stifter neu auch Anderungen beziiglich der Organisation ihrer Stiftung
beantragen, zudem durfe die Aufsichtsbehoérde selbst sogenannte «unwesentliche
Anderungen der Stiftungsurkunde» vornehmen, nachdem sie das oberste
Stiftungsorgan angehort habe, wie Kommissionssprecherin Bellaiche (glp, ZH) erklarte.
Diese beiden Punkte seien unbestritten gewesen, da sie der Realitat gerecht wirden
und die Stiftungen entlasteten.

Zusatzlich schlug die RK-NR jedoch zwei neue Punkte vor. Einerseits sollten «Personen
mit einem berechtigten Kontrollinteresse» Beschwerden bei der Aufsichtsbehérde
einreichen koénnen. Derzeitig kénne das Beschwerderecht sogar Stifterinnen und
Stiftern verwehrt werden, auch wenn die Stiftungsfihrung nicht rechtskonform handle.
Da kein Gegenantrag gestellt wurde, hiess der Nationalrat diese Anderung in der Folge
diskussionslos gut.

Mit der zweiten Anderung wollte die Kommissionsmehrheit erméglichen, dass
Stiftungen auch steuerbefreit werden koénnen, wenn sie ihre Stiftungsorgane
angemessen entschadigen. Damit solle gemass Kommissionssprecherin eine
Professionalisierung von Stiftungen und somit eine Starkung des Stiftungsstandorts
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vorangetrieben werden. Eine Minderheit um Baptiste Hurni (sp, NE) wollte diesen
Zusatz streichen, da er unter anderem bereits in der Vernehmlassung stark umstritten
gewesen sei. Zudem sei mit der Formulierung einer «angemesseneln] Vergltung» nicht
klar, ab wann eine Stiftung noch steuerbefreit werden kénne. Kommissionssprecherin
Bellaiche hielt dagegen, dass die derzeitige Gesetzgebung je nach Kanton variiere und
durch diese Anderung eine gréssere Rechtssicherheit geschaffen wiirde. Der
Nationalrat sprach sich mit 121 zu 68 Stimmen (bei 1 Enthaltung) fir die Ergédnzung aus.
Einzig die Fraktionen der SP und der Griinen sowie die Mitglieder der EVP stimmten flr
den Minderheitsantrag.

In der Gesamtabstimmung wurde der Entwurf einstimmig mit 188 Stimmen (bei 1
Enthaltung) angenommen. Damit ging das Geschéft mit den zwei neu geschaffenen
Differenzen zuriick an den Standerat. ®

Nach den ersten Beratungen des Entwurfs der RK-SR zum Gemeinniitzigkeits- und
Stiftungswesen in Umsetzung einer parlamentarischen Initiative Luginbihl (bdp, BE)
waren zur Differenzbereinigung in der Herbst- und Wintersession 2021 noch zwei
Differenzen offen.

Bei der ersten Differenz wollte der Nationalrat neu das Beschwerderecht im Rahmen
von Stiftungen gesetzlich regeln und auf Personen ausweiten, die ein «berechtigtes
Kontrollinteresse» an der Arbeit des Stiftungsrates haben. Der Standerat folgte jedoch
stillschweigend seiner Kommission, lehnte diesen Punkt ab und hielt somit an der
Differenz fest. Der Artikel sei zu undeutlich formuliert, weshalb man eine
Beschwerdeflut und somit eine Schwachung des Stiftungsstandorts Schweiz und der
Rechtssicherheit flrchte, erklarte Kommissionssprecher Beat Rieder (mitte, VS). Zudem
sei die bereits bestehende Aufsicht Gber Stiftungen ausreichend und funktioniere gut.
Doch auch der Nationalrat hielt in der Wintersession 2021 auf Anraten seiner
Kommissionsmehrheit und gegen eine Minderheit Vogt (svp, ZH) an der Differenz fest:
Die Formulierung eines «berechtigteln] Kontrollinteresselsl» werde eine
Beschwerdeflut verhindern, argumentierte Kommissionssprecherin Judith Bellaiche
(glp, ZH). Erfolglos blieb auch eine Minderheit Dandrés (sp, GE), die den Beschwerdeweg
noch weiter 6ffnen und die Bedingung eines «berechtigten Interesses» streichen
wollte. In der Folge stimmten beide Rate einem Kompromissvorschlag zu: So hatte eine
erfolgreiche Minderheit Sommaruga (sp, GE) im Stédnderat vorgeschlagen, das
Beschwerderecht begrenzter zu erweitern, als es der Nationalrat urspringlich
vorgesehen hatte. Konkret sollten Spenderinnen und Spender sowie ihnen
nahestehende Personen, welche der Nationalrat einschliessen wollte, vom
Beschwerderecht ausgeschlossen werden. Der Standerat folgte diesem Vorschlag mit
26 zu 17 Stimmen. Der Bundesrat, welcher sich urspringlich gegen eine Erweiterung
ausgesprochen hatte, erachtete diesen Kompromiss ebenfalls als machbare Losung, wie
Karin Keller-Sutter erléduterte. In der Folge stimmte auch der Nationalrat dieser Lésung
stillschweigend zu, womit diese erste Differenz bereinigt war. Damit haben nun
Beglnstigte und Glaubiger einer Stiftung, sowie Stifter und Zustifter, ihnen
nahestehende Personen und Stiftungsratsmitglieder ein Beschwerderecht. Dafir muss
jedoch ein berechtigtes Kontrollinteresse daran, dass die Stiftung im Sinne des
Stiftungszwecks handelt, nachgewiesen werden kénnen.

Eine zweite Differenz hatte der Nationalrat bei der Frage, ob Stiftungen, die ihre
Stifungsorgane entsprechend ihrer Aufgaben entl6hnen, steuerbefreit werden
kénnen, geschaffen. Die RK-SR wollte auch hier an der ablehnenden Haltung des
Sténderats festhalten, da diese Forderung in der Vernehmlassung von 18 Kantonen strikt
abgelehnt worden sei, wie Kommissionssprecher Rieder die Mehrheitsposition
ausfuhrte. Die Kommission beflrchtete etwa, dass Stiftungsgelder so in Lohne statt in
den tatsachlichen Stiftungszweck fliessen wirden. Der Stéanderat folgte stillschweigend
seiner Rechtskommission, woraufhin aber auch der Nationalrat an seiner Version
festhielt, um eine professionellere Stiftungsfihrung zu ermaéglichen. Zudem gehe es
eben um «angemessene» und nicht um «marktkonforme» Ldéhne, wie der Standerat
beflirchtet hatte. Die Argumentation des Stédnderates sei widersprichlich, da er den
zweckmassigen Einsatz der Gelder bei den Léhnen flrchte, aber gleichzeitig eine
Beschwerdemaéglichkeit fur solche Falle verhindern wolle, kritisierte
Kommissionssprecherin Bellaiche den Schwesterrat. Nach einem weiteren Festhalten
des Sténderats lenkte der Nationalrat ein und verzichtete auf diese Ergdnzung, womit
auch die letzte Differenz bereinigt werden konnte.

Das Geschéaft war damit fur die Schlussabstimmungen bereit, welche noch in der

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24

19



Wintersession 2021 stattfanden. Der Nationalrat nahm den Entwurf mit 141 zu 52
Stimmen an, wobei alle ablehnenden Stimmen von Mitgliedern der geschlossen
stimmenden SVP-Fraktion stammten. Der Stédnderat nahm die Vorlage hingegen
einstimmig mit 43 Stimmen an. Damit kamen die Beratungen zur parlamentarischen
Initiative Luginbihl und zu deren Umsetzung nach gut sieben Jahren zu einem Ende.
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